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Sehr geehrter Herr Bundesarbeitsminister Heil, lieber Hubertus,

der jüngste und bislang mit Abstand größte einzelne Ausbruch des neuartigen Corona-Virus SARS-CoV-2
überhaupt in Deutschland hat uns zutiefst schockiert. Gleichwohl hat uns nicht überrascht, dass es ausge-
rechnet in der Fleischindustrie und im Stammwerk des Tönnies-Konzerns dazu gekommen ist!

Wir alle wissen seit Jahren um die katastrophalen Zustände in den Fleischfabriken dieser und anderer Firmen.
Zusammen mit den unhaltbaren Zuständen in den heruntergekommenen und überbelegten Wohnquartieren
der zumeist südosteuropäischen Arbeitskräfte in diesen Fabriken ergibt sich eine ideale Brutstätte für das
Corona-Vims. Mangelnde Tests und die Missachtung der Hygienevorschriften erledigen das Übrige.

Der Tönnies-Konzern gefährdet dadurch vorsätzlich Gesundheit und Leben seiner Arbeitskräfte und fügt dem
Gemeinwohl schweren Schaden zu - siehe den neuen, vorübergehenden Lockdown in der Region. Die Ar-
beitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen in der SPD fordert seit langer Zeit, die Situation in und um die
Fleischfabriken zu entschärfen. Dies wird durch Corona noch dringender als jemals zuvor.

Aber auch über die Fleischbranche hinaus stellt sich immer drängender die Frage, wie wir mit Unternehmen
und Produzenten urr^ehen, die gebildete und berufserfahrende Menschen aus ihren deutlich ärmeren Hei-
matländern hierher holen, um sie dann in prekären Arbeits- und Wohnverhältnissen ohne Tarifbindung und
Mindestlohn gewissermaßen als Arbeitssklaven auszubeuten.

Unsere wichtigsten Forderungen lauten daher:

* Das Kerngeschäft eines Unternehmens darf ausnahmslos nicht an Subunternehmer mit Werkverträgen
ausgelagert: werden - weder in der Fleischindustrie noch in anderen Branchen! Arbeiter in einem
Schlachthof müssen festangestellte Mitarbeiter der Firma sein, der dieser Schlachthof gehört.

. Sofern in einzelnen Fällen doch Werkverträge für nicht zum Kerngeschäft gehörende Tätigkeiten einge-
setzt werden sollen, z. B. für Instandhaltungsarbeiten im Schlachthof, sind diese durch den Betriebsrat
des beauftragenden Unternehmens zu genehmigen.

. Die Einhaltung der gesetzlich vorgeschriebenen Standards hinsichtlich Arbeitsbedingungen und Entloh-
nung sind endlich eng zu überprüfen und durchzusetzen. Das Personal der zuständigen Behörden ist
aufzustocken. Die Strafen für Verstöße sind so zu verschärfen, dass wiederholte schwerwiegende Ver-
stöße die Existenz des schukJigen Unternehmens ernsthaft gefährden können.

. Ebenfalls müssen die gesetzlichen Vorschriften für die Unterbringung auswärtiger Arbeitskräfte, die nicht
in eigenen Wohnungen leben, verschärft und durchgesetzt werden. Dies passiert derzeit viel zu wenig.
Übermäßige Abzüge vom Gehalt für die Unterkunft sind zu verbieten und zu unterbinden.

Wir fordern Dich in Deiner Position als Bundesarbeitsminister auf, die Umsetzung dieser Punkte mt aller Kraft
voranzutreiben - notfalls auch gegen den Widerstand von CDU/CSU. Das gebietet die Verantwortung für die



Menschen - sowohl die Arbeitskräfte in der Fleischindustrie als auch alle anderen, die durch diese Missstände
und ihre Folgen betroffen sind.

Ganz speziell wünschen wir uns ein entschiedenes und schnelles Vorgehen Deines Ressorts gegen die of-
fenbar mit großer krimineller Energie betriebenen Machenschaften im Tönnies-Konzern.

Deine Antwort erwartend und mit Dank für Deine Bemühungen verbleiben wir mit sozialdemokrati-
sehen Grüßen
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Geplantes Gesetz zum Verbot der Arbeitnehmerüberlassung in Fleischverarbei-

tungsunternehmen - Ihr Schreiben vom 24. Juni 2020

vielen Dank für, Ihr Schreiben vom 24 Juni 2020 an Herrn Bundesminister Hubertus Heil.

Ihre Ausführungen und Ihre wichtigsten Forderungen zur Verhinderung von Ausbeutung

aus anderen EU-Mitgliedstaaten angeworbenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern

infolge von prekären Arbeits- und Wohnverhältnissen ohne Tarifbindung und ohne Ge-

Währung des gesetzlichen Mindestlohnes sind hier aufmerksam zur Kenntnis genommen
worden. Minister Heil hat mich gebeten, Ihnen zu antworten.



Seite 2 von 2 Wie Sie in Ihrem Schreiben zutreffend ausführen, begleiten uns die Missstände in der

Fleischwirtschaft seit vielen Jahren. Bisherige Versuche und mildere Mittel, diese zu be-

heben, waren nicht ausreichend. Dies zeigen sowohl die hohen Zahlen der COVID-19-ln-
fektionen in Betrieben der Branche in letzter Zeit als auch aus den Bundesländern an uns

herangetragenen Erfahrungen. Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des

Landes Nordrhein-Westfalen hat beispielsweise letztes Jahr Fleischbetriebe in NRW um-

fangreich geprüft. Bekanntermaßen hat die "Arbeitsschutzaktion Fleischwirtschaft" gravie-
rende Mängel und Verstöße in 26 von 30 kontrollierten Betrieben offengelegt.

Das Bundeskabinett hat daher am 20. Mai 2020 das von Bundesarbeitsminister Hubertus

Heil vorgestellte Arbeitsschutzprogramm für die Fleischwirtschaft

https://www. bmas. de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF-Pressemitteilungen/2020/eck-

punkte-arbeitsschutzprogramm-fleischwirtschaft.html;jsessio-

nid=B9E34284F3FCBB7C1710D4F238A248DD beraten und beschlossen. Mit den vorge-
sehenen zehn Maßnahmen sollen die bestehenden Missstände behoben und insbeson-

dere die Intransparenz von Sub-Unternehmerkonstruktionen beendet werden. Die Bun-

desregierung hat im Konsens insbesondere beschlossen, dass Werkverträge und Leihar-

beit im Kernprozess, das heißt beim Schlachten und Verarbeiten von Fleisch, nicht mehr
eingesetzt werden sollen.

Weiterhin sind branchenübergreifend Maßnahmen zur Verbesserung der Unterbringung
von Beschäftigten in Gemeinschaftsunterkünften geplant. In die Arbeitsstättenverordnung
sollen entsprechende Mindestanforderungen sowie Dokumentationspflichten des Arbeit-
gebers aufgenommen werden. Hierdurch soll zum einen die Wohnsituation vieler in

Deutschland befristet beschäftigter ausländischer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

verbessert und zum ändern auch der Vollzug durch die zuständigen Landesbehörden er-
leichtert werden,

Darauf hinweisen möchte ich ferner, dass mit der Umsetzung der Eckpunkte in der

Fleischwirtschaft nicht nur eine wirksame Verbesserung der Situation der Beschäftigten
erreicht werden soll, sondern auch unlautere Wettbewerbsvorteile beseitigt und faire Wett-
bewerbsbedingungen für die Unternehmen gewährleistet werden. Aktuell wird in der Bun-

desregierung mit Hochdruck an rechtlichen Änderungen gearbeitet, um die am 20. Mai

2020 beschlossenen Eckpunkte "Arbeitsschutzprogramm in der Fleischwirtschaft" umzu-
setzen.

Mit freundlichen Grüßen


